
- 5 -


Victor Pfaff

Stellungnahme 

zu Thema 2 des Praktiker-Erfahrungsaustausches 

beim Bundesministerium des Innern im Rahmen der Evaluierung 

des Zuwanderungsgesetzes am 30. und 31. März 2006

Der Deutsche Anwaltverein hat im Jahr 2004 auf dem Anwaltstag nachdrücklich davor gewarnt, die aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen im Sicherheitsbereich weiter zu verschärfen. Es wurde die Sorge geäußert, die Behörden könnten ausländerrechtliche Maßnahmen – Nichtverlängerung der Aufenthaltserlaubnis, Ausweisung – auf unbegründeten Verdacht stützen. Die Änderungen im Aufenthaltsgesetz gegenüber dem Ausländergesetz/1990 führten dann dazu, daß die Formulierung „wenn Tatsachen belegen, daß....“ 
 ersetzt wurde durch „Tatsachen die Schlußfolgerung rechtfertigen, daß...“ 2. Die Befürchtung hat sich als begründet erwiesen. Der Ausgangspunkt für ein Einschreiten ist häufig ein Einbürgerungsverfahren. Dabei wird nicht übersehen, daß der Entscheidungsspielraum, den § 11 Satz 1 Nr. 2 StAG einräumt, erheblich weiter ist als bei § 54 Nr. 5 und 5 a AufenthG. 

Es kann aber festgestellt werden, daß die Anlaß gebenden Sachverhalte und die Bewertungen meist identisch sind. Zweifellos sind die staatlichen Sicherheitsorgane bei der Terrorismusbekämpfung und beim Schutz der freiheitlich demokratischen Grundordnung zu aller größter Sorgfalt verpflichtet. Um so merkwürdiger ist es, daß nicht selten falsche oder abwegige Begründungen für Ablehnungsbescheide im Aufenthalts- oder Einbürgerungsrecht oder in Ausweisungsbescheiden herangezogen werden.3 So etwa wird XY gefragt, ob er in einer Organisation Mitglied sei. Das wird verneint. Sodann wird im Rahmen des § 11 Satz 1 StAG vorgeworfen, der Einbürgerungsbewerber habe verschwiegen, vor neun Jahren als Student in einer anderen Stadt einen Gebetsverein mitbegründet zu haben. Eine wichtige Rolle spielt der Umstand, daß die Behörden in der Regel auf Dolmetscher angewiesen sind und Gefahr laufen, falschen Übersetzungen oder falschen Denunziationen ausgeliefert zu sein. 

Bevor einige Beispiele angeführt werden, wird auf einen merkwürdigen Umstand hingewiesen, der auf Erfahrung in eigener Praxis beruht: Das Ausländeramt als untere Verwaltungsbehörde oder das Regierungspräsidium als Einbürgerungsbehörde prüft den Lebenssachverhalt, die vorgelegten Erkenntnisse und wertet eine Sicherheitsbefragung aus und kommt dann zum Ergebnis, daß die Anträge positiv zu bescheiden seien. Die oberste Landesbehörde weist dagegen an, den Antrag abzulehnen bzw. den Ausländer auszuweisen.4 Es wird also Druck „von oben“ ausgeübt, ohne daß dies gerechtfertigt erscheint, soweit bisher Ergebnisse vorliegen.

Einige notgedrungen plakative Beispiele, was behördlicherseits als „Tatsachen“ gesehen wird, welche sicherheitsgefährdende Schlußfolgerungen begründen sollen: 

· Besuch einer bestimmten Moschee eines bestimmten Vereins neben anderen Moscheen, je nach Wohnsitzwechsel.5
· Gelegentlich Vorbeter-Funktion, ohne daß ein Vorwurf bezüglich des dabei Gesagten erhoben worden wäre. 

· Spenden zum Erhalt und zur Pflege einer Moschee anläßlich des Moscheebesuches (so wie in christlichen Kirchen für den Erhalt des Kirchengebäudes gespendet werden kann).

· Bekenntnis zur Scharia (siehe hierzu unten). 

· Organisierung von Haj-Reisen (bekanntlich gehört es zu den fünf religiösen Grundpflichten eines Moslems, wenigstens einmal im Leben nach Mekka gepilgert zu sein).

· In einem islamischen Verein liegt ein Faltblatt des IZ Aachen aus, wobei zum Vorwurf gemacht wird, daß auf diesem Faltblatt steht: „Außer Gott ist kein Gott und Mohammad ist sein Prophet“ – bekanntlich das Glaubenbekenntnis des Islam, nicht des Islamismus. 

· Reisen nach Ägypten, wonbei der Betreffende Ägypter ist und in Ägypten, wie auch hier, eine Firma betreibt.

· Anmietung von Räumen für den IGD-Kongress im September 2003, auf dem der Bürgermeister die Teilnehmer herzlich willkommen heißt. 

· Beitritt zu einem lokalen, 1974 gegründeten IGD-Verein im Jahr 1992, also zu einem Zeitpunkt, als laut Verfassungsschutzbericht von einem Einfluß der Moslem-Bruderschaft nicht gesprochen werden konnte, und ohne je Aktivitäten entwickelt zu haben; der Verein schlief 1993 mangels Mitglieder ein.6
Insgesamt zeigt sich eine große Unsicherheit im Umgang mit dem islamischen Glauben. So bezeichnet der niedersächsische Landesverfassungsschutz die Moslem-Bruderschaft deshalb als extremistisch, weil 

„der Islam ein vollständig auf sich selbst beruhendes allumfassendes System ist, das frei von äußeren Einflüssen nur auf dem Koran und der Tradition des Propheten beruht.“

Das aber ist nicht nur die Auffassung der Moslem-Bruderschaft, sondern es kennzeichnet den Islam als Religion, wie in der vom BMI herausgegebenen Schrift „Islamismus“ nachgelesen werden kann.7
So besteht die Gefahr, den Islam statt die Terrorismusgefahr und den Islamismus ins Visier zu nehmen. 

Als rotes Tuch wirkt das Bekenntnis zur Scharia, wobei verkannt wird, daß dies keineswegs ein Ausdruck des Willens sein muß, die Bundesrepublik Deutschland in eine islamische Theokratie verwandeln zu wollen. Ich zitiere aus Heiner Bielefeldts vorzüglicher Schrift 

„Muslime im säkularen Rechtsstaat – Integrationschancen durch Religionsfreiheit“ 8: „Weil schon die klassischen Scharia-Schulen teilweise selbst die Möglichkeit eines pragmatischen Dispenses bestimmter Scharia-Normen zugunsten der Akzeptanz der lokalen Rechtsordnung vorgesehen haben, wäre es voreilig, hinter jeder Berufung auf die Scharia gleich eine verfassungsfeindliche Antithese zum säkularen Rechtsstaat zu vermuten. Oft ist das Gegenteil der Fall: In Debatten kann man erleben, daß Muslime sich in einem Atemzug sowohl zur Scharia als auch zum Grundgesetz bekennen und die Loyalität zum Grundgesetz geradezu als einen Akt des Gehorsams gegenüber der Scharia begreifen.“

Es sollte den Behörden auch in Wahrnehmung legitimer Sicherheitsinteressen gelingen zu differenzieren, da sonst auf muslimischer Seite die Erfahrung gemacht wird, daß dieser Staat es mit der Religionsfreiheit nicht ernst nehme, sie vielmehr kulturalistisch einseitig praktiziere. Dadurch würden wertvolle Integrationsbemühungen „aufgeklärter“ Moslems behindert  oder zunichte gemacht. 

Bezogen auf das Thema Evaluierung des Zuwanderungsgesetzes heißt das: 

1. Wenigstens sollte § 54 Nr. 5 AufenthG so angewandt werden, wie normiert. Das in Halbsatz 2 enthaltene Tatbestandsmerkmal „gegenwärtige Gefährlichkeit“ ist nicht nur zu prüfen, wenn es um „zurückliegende Mitgliedschaften oder Unterstützungshandlungen“ geht. Vom Korrektiv „gegenwärtige Gefährlichkeit“ muß auch im ersten Halbsatz ausgegangen werden. Das würde nämlich eine Argumentation unterbinden, die jetzt den Behörden leicht 

von der Feder perlt: A besucht eine Moschee, die Moschee gehört zum Verein X, der Verein X ist Mitglied in der Vereinigung Y und die Vereinigung Y stehe der Z-Bruderschaft nahe. Man fragt, wo ist da die gegenwärtige Gefährlichkeit begründet? Ich zitiere den Kern eines Anhörungsschreibens in einem Ausweisungsverfahren vom 6. Oktober 2005, wobei das gewählte Zitat alle erhobenen Vorwürfe umfaßt: 

„Nach Ihren eigenen Angaben haben Sie seit vielen Jahren Kontakt zum Islamischen Zentrum. Dies haben Sie in der Vergangenheit auch mit Geldspenden unterstützt. Des weiteren gaben Sie an, in der Vergangenheit einige Male in der Moschee als Vorbeter eingesprungen zu sein. Ihre über Jahre andauernde Beziehung zum Islamischen Zentrum, die finanziellen Zuwendungen und die Berufung zum Vorbeter läßt die Schlußfolgerung zu, daß Sie diese Vereinigung nachhaltig unterstützen.“

Bleibt zu ergänzen: Der das Hocharabisch beherrschende Ägypter ist nur dann als Vorbeter eingesprungen, wenn der Imam überraschend verhindert und er selbst zufällig anwesend war. 

2. Es gibt ein weiteres Korrektiv, welches ebenfalls übersehen, jedenfalls nicht ausreichend beachtet wird. § 5 Abs. 4 Satz 2 AufenthG enthält eine purgatorische Klausel. Von der Ausweisung kann Abstand genommen werden, wenn der Ausländer sich offenbart und – hierauf kommt es im vorliegenden Zusammenhang an – von seinem „sicherheitsgefährdenden Handeln“ Abstand nimmt. Die Vorschrift zeigt, daß Ausweisung, aber auch Versagung der Einreise und der Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis stets an ein „sicherheitsgefährdendes Handeln“ anknüpfen muß. Der Gesetzgeber wollte keinen substanzlosen Unterstützungsbegriff 9 schaffen. Er zielt vielmehr auf individuell zurechenbare tatsächlich sicherheitsgefährdende Handlungen. Das verlieren die Behörden oft aus dem Blick. 

Es wird empfohlen, anläßlich der Beratung und Verabschiedung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum AufenthG und zum StAG deutlicher als bisher die Behörden darauf hinzuweisen, daß „die von einem Ausländer ausgehenden Gefahren entweder gegenwärtig bestehen oder für die Zukunft zu erwarten sein“ muß (VAH/MBI 54.5) und daß „reine Vermutungen oder eine entfernte Möglichkeit eines Schadeneintritts (nicht) genügen“, daß ferner „eine Gefährdung erst dann vorliegt, wenn eine auf Tatsachen gestützte, nicht bloß entfernte Möglichkeit eines Schadeneintritts besteht“ (VAH/BMI 54.5 a und 54.5 a.1). Die Praxis der vergangenen 15 Monate lehrt: An der Gefahrenprognose fehlt es häufig ebenso wie an der Prüfung des Übermaßverbotes, die in VAH/BMI 54.5 a letzter Satz vorgeschrieben ist.
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